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Föderalistische Vision einer 

Europäischen Entwicklungspolitik 

 

Entwicklungspolitik sollte nicht nur als Reparaturbetrieb für akute Probleme 

gesehen werden, sondern auch als Engagement für eine bessere Zukunft der 

Menschheit. Wir sind überzeugt, dass der Grundsatz der Gleichheit sowie die 

Achtung der Menschenwürde unser aller Handeln, auch im Internationalen, 

leiten muss. 

Gerade die JEF mit ihrem Bekenntnis zum Weltföderalismus muss deshalb in 

diesem Politikbereich ein dauerhaftes friedliches weltweites Zusammenleben 

anstreben. Internationale Zusammenarbeit und interkultureller Austausch 

sollte daher stets dem Wohle aller dienen. Damit ist die Verbesserung sowohl 

der rechtlichen, wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen als auch der 

kulturellen Lebenssituation von Menschen auf der gesamten Erde und gerade 

auch zukünftiger Generationen gemeint. Europäische 

Entwicklungszusammenarbeit sollte sich in diese Zielsetzung eingliedern und 

multidimensional angegangen werden. Welche Aspekte dabei von besonderer 

Relevanz sind, wird im weiteren Verlauf erläutert. 

Demokratie stärken! 

Demokratie und Menschenrechte sind die Grundlagen für Frieden, Wohlstand 

(im Sinne des Human Development Index) und Gerechtigkeit. Um diese 

Grundlagen zu ermöglichen, sollte die Europäische Union den politischen 

Wandel in diese Richtung weltweit stärker unterstützen. Diese zu stärken sollte 

Kern der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der EU sein. 

Als föderalistischer, demokratisch organisierter Jugendverband setzen wir uns 

daher nicht nur in Europa, sondern weltweit dafür ein, dass demokratische, 

freiheitliche und rechtsstaatliche 

Prinzipien aufrechterhalten und weiter ausgebaut werden. Grundgedanke 

demokratischer Politik ist, Menschen an der Ausgestaltung ihrer eigenen 

Zukunft gleichermaßen zu beteiligen. Dies funktioniert in besonderer Weise 

durch Ownership, dass also Menschen sich die Zukunft ihrer Region zu eigen 

machen. Die EU sollte sich daher im Rahmen ihrer entwicklungspolitischen 

Zusammenarbeit einerseits für freie und faire Wahlen, darüber hinaus aber 

auch für die Stärkung partizipativer Instrumente und einer aktiven Einbindung 

der Gesellschaft einsetzen. 
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Demokratie erfordert auch Rechtsstaatlichkeit, um die Gleichheit der Menschen 

zu garantieren, Menschenrechte zu verteidigen, Minderheiten zu schützen und 

ein vertrauensvolles Miteinander zu ermöglichen. Zudem wird die Gefahr von 

Korruption, Verfolgung und Enteignung verringert. 

In all ihren Bemühungen muss stets das Wohl und die Würde jedes einzelnen 

Menschen, als Baustein einer Gesellschaft, im Mittelpunkt stehen. Dies setzt 

jedoch voraus, dass die unterschiedlichen Rollen, Funktionen und 

Zugehörigkeiten, die jede*r Einzelne in sich vereint, erkannt und respektiert 

werden. Keinesfalls sollte von der Existenz homogener Gruppen ausgegangen 

werden, was auf Grund der Unkenntnis der Geschichte anderer Länder häufig 

geschieht. Gerade benachteiligte Gruppen sollten nicht aus dem Blickfeld der 

Entwicklungspolitik geraten, auch um zukünftigen Konflikten vorzubeugen. 

Multilateralismus leben! 

Multilaterale Zusammenarbeit, als Grundprinzip internationalen Handelns, das 

versucht alle Staaten in ein System gegenseitiger Rechte und Pflichten 

einzubinden, ist die Grundbedingung einer internationalen Zusammenarbeit auf 

Augenhöhe. Das Prinzip der Gleichheit, das Multilateralismus unterliegt, sollte 

folglich auch Entwicklungszusammenarbeit leiten.Die Anerkennung der 

Gleichheit aller Staaten in einem system des Multilateralismus hilft, dass 

kleinere Länder bei wichtigen Entscheidungen berücksichtigt werden. Als 

positives Beispiel ist die African Development Bank zu nennen, an der sowohl 

Industriestaaten, die einen Beitrag zur Entwicklung Afrikas leisten wollen, als 

auch die afrikanischen Länder selbst beteiligt sind. 

Um den Multilateralismus zu stärken, sollte die Europäische Union eine engere 

Zusammenarbeit mit lokalen Institutionen und Organisationen anstreben, um 

nachhaltig Vertrauen zu den Menschen vor Ort aufzubauen und vor allem um 

auf die regionalen Herausforderungen einzugehen und regionale 

Entwicklungschancen zu unterstützen. Auf der anderen Seite muss sich die 

Europäische Union auch in den internationalen Organisationen, wie der 

Weltbank, den diversen UN-Organisationen etc., für eine Stärkung des 

Multilateralismus einsetzen und auf eine gute Repräsentation der 

Entwicklungsländer achten. 

Vom Klimawandel besonders betroffene Regionen besonders 

unterstützen! 

Angesichts des Klimawandels sind Länder des globalen Südens von dessen 

Auswirkungen am stärksten betroffen. Für diese besteht auf Grund der 

Änderungen der klimatischen Rahmenbedingungen insbesondere ein immenser 

Anpassungsdruck auf die lokale Landwirtschaft. Diese aber ist oft Grundlage 

jeglicher menschlicher Zivilisation. Gerade Entwicklungsländer benötigen 
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Landwirtschaft, die meist vor allem aus Subsistenzwirtschaft besteht, um die 

Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen, ohne auf unsichere Kapitalzufuhr 

angewiesen zu sein. Die Europäische Union sollte deshalb in Zusammenarbeit 

mit Entwicklungsländern kurzfristig die lokale Landwirtschaft unterstützen und 

langfristig dafür sorgen, dass deren Waren sowohl auf dem heimischen Markt 

sowie dem europäischen Exportmarkt wettbewerbsfähig sind, dabei sollen auch 

soziale und ökologische Aspekt berücksichtigt werden. 

Wichtig ist hier vor allem aber auch, dass bereits bestehende, international 

vereinbarte Klimaschutzabkommen weiter durchgesetzt und aufgebaut werden. 

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit sollten daher nur Projekte 

gefördert werden, die mit den Zielen des Pariser Klimaabkommens vereinbar 

sind. Dabei muss die EU ihrer Verantwortung, Klimaanpassungsmaßnahmen in 

Entwicklungsländern finanziell zu unterstützen, nachkommen. 

Darüber hinaus wird im Zuge des Klimawandels und des technischen 

Fortschritts die Vorhersage von Naturkatastrophen sowohl immer wichtiger als 

auch immer genauer. Den lokalen Akteur*innen sollten die Ergebnisse von 

Frühwarnsystemen so bald wie möglich zur Verfügung gestellt werden und sie 

sollten dabei unterstützt werden, Katastrophenfrühwarnsysteme aufzubauen. 

Im Zuge dessen sollte auch die Verbesserung der Gesundheitsvorsorge in 

diesen Ländern auf dem Programm stehen. 

Nachhaltige Wirtschaftsmodelle fördern! 

Da der Entwicklungszusammenarbeit nur begrenzte Ressourcen zur Verfügung 

stehen, sollte es nicht zwanghaft darum gehen, vorrangig die ärmsten Länder 

zu unterstützen. Mittel sollten eher dort eingesetzt werden, wo sie den meisten 

Mehrwert für die Menschen vor Ort liefern. Diese Erfahrungen nachhaltiger 

Zusammenarbeit können dann als Katalysator und Vorbild für die Entwicklung 

weiterer Regionen dienen. 

Um eine nachhaltige lokale Wirtschaft zu fördern, sollte vor allem in 

Infrastruktur und Energieversorgung investiert werden, um moderne Formen 

des Wirtschaftens zu ermöglichen. Nachhaltigkeit, sowohl im ökologischen als 

auch ökonomischen Sinne, muss für diese Investitionen selbstverständlich 

sein. Der Ausbau der Infrastruktur etwa sollte sich nach den Bedürfnissen der 

Bevölkerung richten und auch von dieser sinnvoll genutzt werden können. Der 

Bau einer Autobahn bei einer kaum vorhandenen Motorisierung der 

Bevölkerung oder der Bau eines Staudammes zur Stromerzeugung ohne ein 

funktionierendes Stromnetz sind einleuchtende Gegenbeispiele. 

Ein weiterer wichtiger Punkt zur Entwicklung eines Landes ist die Förderung 

der praxisorientierten Ausbildung sowie die allgemeine Verbesserung des 

Bildungssystems, das dabei noch Defizite aufweist. 
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Diese würde auch Innovationen in diesen Volkswirtschaften erleichtern. Durch 

die relativ junge Bevölkerung, das Fehlen von alten ökonomischen Strukturen 

und die dynamische Verstädterung in den Entwicklungsländern besteht viel 

Potenzial für neue, digitale und nachhaltige Geschäftsmodelle. Vor allem in 

diesen Bereichen kann viel von den sich entwickelnden Volkswirtschaften 

gelernt und wirtschaftliche Zusammenarbeit gestärkt werden. Ein Beispiel ist 

die starke Verwendung des mobilen Bezahlens in einzelnen Ländern des 

globalen Südens über Mobiltelefone, welche dort deutlich früher als in den 

Industriestaaten praktisch angewandt wurde. Die Erleichterung des 

Marktzuganges und länderübergreifenden Beteiligungen an Unternehmen wäre 

ein Weg der praktischen Umsetzung dieser Überlegung. 

Kulturellen Austausch stärken! 

Verstärkte internationale Zusammenarbeit und kulturelle Vielfalt stehen in 

keinem Widerspruch zueinander. Vielmehr ermöglicht gerade eine solche 

interregionale und kulturübergreifende Kooperation erst, die Grenzen des 

eigenen Bekannten zu überwinden und Respekt und Achtung für den 

einzigartigen kulturellen Schatz dieser Erde aufzubringen. 

Die verstärkte Förderung internationaler Austauschprogramme nach dem 

Vorbild von Erasmus+ mit Entwicklungsländern ist für ein besseres globales 

Verständnis notwendig. Hierbei sollte insbesondere der Süd-Nord-Austausch 

gefördert werden. In diesem Zusammenhang bietet auch die Förderung 

internationaler Bildungsprogramme ein wichtiges Instrumentarium, um gerade 

jungen Menschen neue Perspektiven zu eröffnen, gegenseitig voneinander zu 

lernen und letztlich auch internationale Freundschaften zu schließen. 

Die Vergabe von zeitlich begrenzten Arbeitsvisa könnte zudem einen 

Know-How-Austausch sowie den Aufbau von Kapital in Entwicklungsländern 

fördern. Zudem müssen lokale Partner und Angestellte in der 

Entwicklungszusammenarbeit fair bezahlt werden. 

Zivilgesellschaft fördern und junge Menschen stärken! 

Lokale politische und zivilgesellschaftliche Initiativen sind ein wichtiger 

Bestandteil friedlicher und lebendiger Gesellschaften und sollten daher in 

einem multidimensionalen entwicklungspolitischen Ansatz berücksichtigt, 

einbezogen und gestärkt werden. Die Stärkung und Etablierung dieser 

Initiativen sollte daher auch Ziel einer modernen Entwicklungspolitik sein. In 

dieser Zusammenarbeit sollte die EU daher vor allem auch ein solches 

Engagement, sowohl in Europa als auch in anderen Regionen, direkt fördern, 

entwicklungspolitische Instrumente gemeinsam mit den Einwohner*innen 

entwickeln und diese verstärkt beteiligen. Dadurch kann sichergestellt werden, 
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dass die Mittel und Maßnahmen effektiv sind, indem sie dort ankommen, wo 

sie gebraucht werden. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, gerade jungen Menschen echte 

Repräsentation, Beteiligung und Einflussnahme zu ermöglichen, damit sie 

eigene Perspektiven auf ihre Heimat entwickeln und die Zukunft in ihrer Region 

selbst gestalten können. 

Die Einbeziehung und Förderung junger Menschen müssen mit einer besseren 

finanziellen Ausstattung und Qualität öffentlicher Bildungssysteme 

einhergehen. 

Mit starker und einheitlicher europäischer Stimme sprechen – 

institutionelle Anforderung an die EU und finanzielle 

Umstrukturierungen 

Wie auch im Bereich der Europäischen Außen- und Sicherheitspolitik, gilt 

ebenfalls in der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit, dass die EU hier mit 

einer Stimme sprechen muss. Nur durch konsistentes und zielorientiertes 

Vorgehen, das sich an Europäischen Werten orientiert, kann die EU das Ziel, 

weltweit allen Menschen ein gutes, freies und gerechtes Leben zu ermöglichen, 

effektiv erreichen. Damit dies gelingt, bedarf es jedoch einiger institutioneller 

Reformen. 

1. Die Entwicklungspolitik der Mitgliedsländer sollte gesamteuropäisch 

koordiniert werden und gemeinsamen Leitlinien folgen, die sich 

ergänzen, anstatt im Widerspruch zueinander zu stehen. Dabei soll die 

EU selbst verstärkt Akzente setzen und bestehende Partnerschaften und 

Strukturen mittelfristig harmonisieren. Im Fokus muss dabei immer die 

Zusammenarbeit auf Augenhöhe stehen, um koloniale Muster zu 

überwinden und Programme im Sinne der Partnerländer zu ermöglichen. 

2. Die Koordination dieser gemeinsamen EU-Entwicklungspolitik sollte daher 

in die geteilte Kompetenz der*des Hohen Vertreter*in für die 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), des Europäischen 

Auswärtigen Diensts und der*des Kommissar*in für internationale 

Partnerschaften fallen. 

3. Konkrete regionale Partnerschaften sollen nach dem Vorbild von 

Städtepartnerschaften aufgebaut werden. 

4. Aus finanzpolitischer Sicht sollte der Europäische Entwicklungsfonds in 

den Mehrjährigen Finanzrahmen eingegliedert werden. Dadurch würde 

dieser auch unter die strenge demokratischen Kontrolle, 

Rechenschaftspflicht und Transparenz des Europäischen Parlaments 

fallen. 

5. Einheitliche Vergaberichtlinien sowie die transparente Vergabe von 

Mitteln müssen das Risiko von Korruption verringern. Die zur Verfügung 
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stehenden Mittel sollen die völkerrechtlich im Rahmen der Vereinten 

Nationen definierten 0,7% des Bruttoinlandsproduktes nicht 

unterschreiten. 

6. Für den besseren Schutz von Menschenleben sollte die humanitäre Hilfe 

konsequent von der Entwicklungszusammenarbeit getrennt und von 

Sanktionen ausgenommen werden. 

Die Werte, die die EU nach außen vertritt, muss sie auch selbst leben. In 

Bezug auf partnerschaftliche Zusammenarbeit auf Augenhöhe und 

Multilateralismus sollte sie ihrer Vorbildfunktion gerecht werden. Der zentrale 

Lackmustest in diesem Bereich ist die Entwicklungspolitik, da hier ein 

Machtgefälle vorliegt. Somit wird deutlich, ob Zusammenarbeit oder die 

Durchsetzung eigener, kurzfristiger Interessen überwiegt. 

 

 


